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Beklagter und Revisionsbeklagter°

Der 9° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 18° Februar 1971 durch

Senatspräsidentin Dr° S c h w a r Z
— Vorsitzender -‚

Bundesriohter Dr„ M a i s c h und

Bundesrichter Dr„ R e n n e r ,
Bundessozialrichter K u h n e r t und
Bundessozialrichter D 6 r i n g

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 24° Oktober 1968

wird zurückgewieseno

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens sind

nicht zu erstatten°
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I

Die Klägerin bezieht gemäß Umanerkennungsbescheid des Ver—

sorgungsamtes (VersorgA) Bielefeld vom 9° Januar 1955 Mit—

wenrente nach dem Bundestersorgungsgesetz (BVG) nach ihrem am
10° November 1944 gefallenen Ehemann, dem selbständigen

Tischlermeister Walter Mär:■t(Mo)e Dieser hatte nach dem'

Besuch der Volksschule 1925 die Gesellenprüfung abgelegt

und während seiner Gesellenzeit vom 10 Oktober 1928 bis zum

29° Juni 1929 die TisChler—Fachschule in Detmold besucht und

dort die Werkmeister— und Technikerprüfung bestandeno In

der Bescheinigung der Tischler—Innung Herford vom 160 Dezem—

ber 1965 ist er als "Tischlermeister" bezeichnet°

Am l° Dezember 1964 beantragt die Klägerin die Bewilligung

eines Schadensausgleichs nach @ 40 a BVG (idF des Zweiteni

Neuordnungsgesetzes vom 21„ Februar 1964‚ BGBl l, 85; ;

* 2. NOG—)‚ Der Beklagte lehnte diesen Antrag mit Bescheid

vom 29° Dezember 1966 mit der Begründung ab, das Vergleichsw

einkommen des verstorbenen Ehemannes sei als das eines
_

selbständigen Tischlermeisters nach der Besoldungsgruppe A 9

Bundesbesoldungsgesetzes (BBesG) zu ermitteln; eine Gegen—
überstellung der Hälfte des so berechneten Durchschnitts—

einkommens mit den Einkünften der Klägerin ergebe ab l° Ja—

nuar 1964 nicht den von © 40 a Abs° 1 BVG idF 2° NOG ge—
forderten Einkommensverlust Von mindestens 50 DMmonatlich„
Nach erfolglosem Widerspruch verurteilte das Sozialgericht

(SG) Detmold auf die Klage der Klägerin den Beklagten,

unter Aufhebung des Bescheides vom 290 Dezember 1966 idF

des Widerspruchsbescheides vom 4° April 1967 einen BesCheiä

zu erteilen, durch den der Klägerin ab 1° Januar 1964 ein

Schadensausgleich gewährt werde, bei dessen Berechnung das

mutmaßliche Durchschnittseinkommen ihres Ehemannes nach

dem Endgrundgehalt der Besoldungsgruppe A ll zuzüglich des
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Ortszuschlages nach Stufe 2 und Ortsklasse A zu ermitteln

sei (Urteil vom 16° November 1967)° Auf die Berufung des

Beklagten hob das Landessozialgericht (LSG) Nordrhein —
Westfalen mit Urteil vom 24° Oktober 1968 das Urteil des

SG auf und wies die Klage ab; die Revision wurde zugelassen,

Das LSG vertrat die Auffassung, nach 5 50 Abs° 4 Satz 2 und

Satz 5 BVG in Verbindung mit den 55 2, 5 der Verordnung zur
Durchführung des 5 50 Abs° 5 und 4 BVG — DVO — (vom Bo, Juli
1964) sei das Durchschnittseinkommen des M, nur als das eines

selbständig Tätigen mit Volksschulbildung und abgelegter
Meisterprüfung nach der Besoldungsgruppe A 9 BBesG zu er-

mitteln und nicht als das eines selbständig Tätigen mit

nindestens dem Zeugnis über den erfolgreichen Besuch einer

Mittelschule oder mit gleichwertiger Schulausbildung bei

abgeschlossener Berufsausbildung nach A 11 BBesG° M° habe

von 1915 bis 1921 die Volksschule besucht, ab l° April 1921

die Tischlerlehre durchgemacht, diese mit der Gesellenprü—

fung am 250 März 1925 abgeschlossen, ab 10 April 1925 als

Tischlergeselle im Betrieb des Vaters und ab 1951 bis zu
seiner Einberufung zum Wehrdienst am ?, Juli 1941 bzw„ bis zu
seinem Tode am 10° November 1944 als selbständiger Tischler—

meister und Möbelfabrikant gearbeitet und während der Ge—

sellenzeit vom 10 Oktober 1928 bis zum 29, Juni 1929 die

Tischler—Fachschule in Detmold besucht sowie dort die Werk—
meister— und Technikerprüfung abgelegt° Der Besuch der Tischler—
Fachschule in Detmold durch Mo könne aber dem erfolgreichen

Besuch einer Mittelschule nicht gleichgesetzt werden, denn

diesem sei eine anderweitige Schulausbildung nur dann gleich—

wertig, wenn sie ohne Einschränkung mit den gleichen Berech-

tigungen wie die Mittelschulbildung verbunden sei, Nach der

Auskunft des Regierungspräsidenten in Detmold vom 26° Mai 1966

sei die Tischler—Fachschule eine Fachschule, die nach einer

Berufsausbildung weiterbilde; nach der Auskunft der Fachschule
für Holzbetriebstechnik und Innenarchitektur in Detmold, der
Nachfolgerin der ehemaligen Tischler—Fachschule in Detmold,

vom 9° Juli 1965 seien seinrzeit, als noch der Volksschulab—
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schluß zum Besuch der Schule berechtigte, in der Werkmeister—

und Technikerausbildung alle Stoffgebiet durchgenommen wor—‘

den, die für die Führung eines Betriebes erforderlich ge—

wesen seien; die Unterrichtsstoffgebiete seien nach dieser

Auskunft schon damals über die in der Meisterprüfung ver—
langten hinausgegangen, und die meisten Schüler hätten an—

schließend die Meisterprüfung vor der Handwerkskammer abge—

legt° Danach lasse sich aber nur feststellen‚ daß die Schule
im Jahre 1929 eine reine, überdies nur 9 Monate währende

Fachausbildung geboten habe, die.der Ergänzung der engeren
Berufsausbildung zu einer erweiterten Berufsausbildung

gedient und nicht an die gegenüber der Volksschule erwei—

terte allgemeine Ausbildung der Mittelschule herangereicht

habe, Auch % 6 DVD könne nicht zur Anwendung kommen‚ da

die Klägerin keine Anhaltspunkte dafür habe geben können7

daß die wirtschaftliche Bedeutung der selbständigen Tätigkeit

ihres Ehemannes in den Jahren 1942 bis 1944 oder 1938 bis

1940 durch die Vorschriften des @5 DVD nicht ausreichend
berücksichtigt werde°

Mit der Revision rügt die Klägerin eine Verletzung des
5 40 a in Verbindung mit 5 50 Abs„ 4 und 7 BVG idF des
2° NOG und der @@11, 2, 5 Abs° l der DVD zu 5 30 Abs° 5 und
4 BVG vom 50° Juli 1964° Das LSG habe zu Unrecht den Besuch

der Tischler-Fachschule durch M° in Detmold vom l° Oktober

1928 bis zum 290 Juni 1929 nicht als eine der Mittelschule

gleichwertige Schulausbildung angesehen. Die im Abgangszevwnis

dieser Schule aufgeführten Unterrichtsfächer in Verbindung

mit der Auskunft des Direktors der jetzigen Fachschule

für Holzbetriebstechnik und Innenarchitektur in Detmold vom

9„ Juli 1965 seien ein Beweis dafür, daß die seinerzeitige
Ausbildung sich nicht nur auf die fachlich bestimmten An—

forderungen der Meisterprüfung beschränkt habe° Vielmehr

habe dieser Schulbesuch dem M. alle für die sachkundige

kaufmännische und technische Leitung eines Holzverarbeitungsm

betriebes erforderlichen Kenntnisse vermittelt und zu einem

Bildungsstand geführt, der auf dem Gebiet der Metallin—

_„5..JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..5..

dustrie von den Ingenieuren gefordert werde° Der Fach—

schulbesuch habe somit eine besondere Qualifikation vermittelt,

die M, über die Tätigkeit eines selbständigen Handwerks—

meisters hinaus befähigt habe, höhere berufliche Funk—

tionen zu bekleiden° Daß es sich bei der von M° absol—

vierten Fachschulausbildung nicht nur um eine fachliche

Vorbereitung zur Meisterprüfung, sondern um eine ausge—

sprochen höhere Ausbildung gehandelt habe, werde auch da—

durch bewiesen, daß gegenwärtig bereits für die Aufnahme

in die Tischler—Fachschule die mittlere Reife erwünscht sei°

Die Klägerin beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein—

Westfalen vom 24, Oktober 1968 aufzuheben und

die Berufung des Beklagten gegen das Urteil des
Sozialgerichts Detmold vom 16° November 1967

zurückzuweisen°

Der Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend°

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt°

II

Die durch Zulassung statthafte Revision ist form— und frist—

gerecht eingelegt und begründet worden und daher zulässig
(55 162 Abs° l Nr° l, 164, 166 SGG); sachlich ist sie aber

nicht begründet°

Streitig ist, ob der Besuch der Tischler—Fachschule Detmold,

an der M° vom l° Oktober 1928 bis zum 29° Juni 1929 ausge—
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Abildet worden ist, als dem erfolgreichen Besuch einer

Mittelschule LS° des 5 5 Abs° 1 der DVD zu 5 50 Abs° 3
und 4 BVG vom 50° Juli 1964 (BGBl I, 574) gleichwertig

anzusehen und deshalb der Berechnung des der Klägerin

nach 5 40 a BVG idF des 2° NOG zu gewährenden Schadensaus—

gleichs ab 1°Januar 1964 das Durchschnittseinkommen der

Besoldungsgruppe A 11 BBesG zugrunde
zu legen ist° Das

war zu verneinen°

Wie der erkennende Senat bereits in seinen Urteil vom

8° Oktober 1969 (9 RV 164/69) und 5„ Mai 1970 (9 RV 212/68)
unter Hinweis auf das Urteil des 8° Senats des Bundessozial—

gerichts (BSG) Vom 26° November 1968 (SozR Nr° 5 zu 5 5 DVO

zu 5 50 Abs° 3 und 4 BVG vom 30„ Juli 1964) — vgl° auch

sein weiteres Urteil vom 16. Juli 1968 (SozR Nr° 1 zu 5 5

DVG zu 5 50 Abs. 5 und 4 BVG vom 30° Juli 1961) — im einzeln

nen dargelegt hat, sollen, soweit nach 5 5 Abs° 1 der DVD

bei der Ermittlung des Durchschnittseinkommens aus selbstän»

diger Tätigkeit als Anhaltspunkt für den mutmaßlichen Berufsw

erfolg der erfolgreiche Besuch einer Mittelschule oder,

ein gleichwertiger Schulbesuch bedeutsam ist, diejenigen

aus dem Kreis der selbständig Tätigen herausgehoben werden,

die durch eine "Schulausbildung" einen gegenüber der Volks—

schulausbildung höheren Grad der Allgemeinbildung erreicht

haben° Eine andere Schulausbildung ist danach grundsätzlich

nur dann als eine dem erfolgreichen Besuch einer Mittelschule

gleichwertige Schulausbildung anzusehen, wenn sie der Hebung

der Allgemeinbildung gedient und zu einem allgemeinen Bil—

dungsstand geführt hat, der dem des Mittelschulabschlusses

gleichwertig ist° Das bedeutet, daß eine Ausbildung, die im

wesentlichen nur "Berufswissen oder Fachwissen" vermittelt,

grundsätzlich nicht als eine dem Besuch einer Mittelschule

gleichwertige Schulausbildung angesehen werden kann°

Wendet man diese Grundsätze auf den vorliegenden Fall an und

legt man die von der Revision nicht angegriffenen und daher

\gemäß 5 165 SGG für den Senat bindenden Feststellungen des

_7_
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LSG zugrunde, so handeltaes sich bei der Tischler-Fachschule

in Detmold um eine Fachschule, die nach einer Berufsausbil—

dung weiterbildeteund in der seinerzeit, als noch der Volks-
schulabschluß zum Besuch der Schule berechtigte, in der Werk—

meister— und Technikerausbildung alle Stoffgebiete durchge—

nommen wurden, die für die Führung eines Betriebes erforder—

lich waren; die meisten Schüler legten anschließend die
Meisterprüfung vor der Handwerkskammer ab° Wenn das LSG aus

diesen tatsächlichen Gegebenheiten den Schluß gezogen hat, die

Schule habe im Jahre 1929 eine Fachausbildung geboten, die

der Ergänzung der engeren Berufsausbildung zu einer erweiter—

ten Berufsausbildung diente und nicht an die gegenüber der

Volksschule erweiterte allgemeine Ausbildung der Mittelschule

heranreichte, so ist diese Würdigung im Hinblick auf die vom
8° und 9° Senat des BSG ausgesprochenen Grundsätze nicht zu
beanstanden„

Auch wenn, wie die Revision verträgt, die im Abgangszeugnis

der Tischler—Fachschule vom 29° Juni 1929 aufgeführten Unter—
richtsfächer in Verbindung mit der Auskunft des Direktors

der jetzigen Fachschule für Holzbetriebstechnik und Innen—

architektur — Tischler—Fachschule — in Detmold vom 90 Juli

1965 beweisen sollten, daß die seinerzeitige Ausbildung

sichaicht nur auf die fachlich bestimmten Anforderungen der
Meisterprüfung beschränkte, sondern alle für die sachkundige

kaufmännische und technische Leitung eines Holzverarbeitungs—

betriebes erforderlichen Kenntnisse vermittelte, so kann damit

noch nicht festgestellt werden, daß sie zu einem Bildungs—

stand geführt habe, der dem einer Mittelschule gleichwertig

wäre oder der (heute) auf dem Gebiet der Metallindustrie

von den Ingenieuren gefordert wird° Die im Abgangszeugnis

vom 29° Juni 1929 aufgeführten Unterrichtsfächer "Projek—
tionslehre und Schattenlehre, Fachzeichnen, Ornamentzeichnen,

Oberflächenbehandlung, Kunstgeschichte und Stillehre, Rechnen
(kaufme— und Fachrechnen), Kalkulation, Gesetzeskunde (Gewerbe—

ordnung, Versicherungs— und Steuerwesen, Wechselrecht und

Scheckverkehr), Materialene und Maschinenkunde, Schriftver—
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kehr, einfache Buchführung und doppelte Buchführung" mögen

einen Hinweis dafür geben, daß, wie das LSG festgestellt
hat, die Uhterrichtsstoffgebiete"über die in der Meister—

prüfung verlangten hinausgingen", sie vermittelten aber

im wesentlichen nur die Kenntnisse, die zur Führung

eines selbständigen Tischler— oder Möbelherstellungsbe—

triebes erforderlich waren° Es hat sich deshalb nur um eine

im wesentlichen "Berufswissen oder Fachwissen" vermitteln»

de Ausbildung gehandelt, nicht aber1m eine solche, die

zu einem allgemeinen Bildungsstand führte, der dem des
’Mittelschulabschlusses gleichwertig ist, Die Ausbildung

hat sich nicht im wesentlichen auf allgemeinbildende.

Unterrichtsfächer wie z.B„ Deutsch, Mathematik, Chemie

und Physik (Vgl° Urteil des erkennenden Senats vom 5° Mai
1970) erstreckt; sie dauerte überdies nur 9 Monate,

DemgewonnenenErgebnis steht schließlich auch nicht ent—
gegen, daß gegenwärtig bereits für die Aufnahme in die

Tischler—Fachschule die mittlere Reife erwünscht ist°

Denn abgesehen davon, daß dies nur "erwünscht" ist, sind

für die rechtliche Beurteilung des vorliegenden Falles

allein die Gegebenheiten maßgebend, die im Jahre 1928/29

vorgelegen haben° Damals hatte die Schule, wie es in der

Auskunft der Fachschule für Holzbetriebstechnik und Innenw

architektur vom 9° Juli 1965 heißt, "noch auf Volks—

schulbildung" aufgebaut°

Nach allem war als Einkommen des M° gemäß 5 40 a Abs, 2

und 4 BVG in Verbindung mit € 5 DVO ab 1° Januar 1964
das für selbständig Tätige mit Volksschulabschluß und

abgelegter Meisterprüfung in Betracht kommende Endgrund—

gehalt der Besoldungsgruppe A 9 BBesG zugrunde zu 1e—

gen° % 40aAhs° 2 und 4 BVG idF des 5° NOG vom 28° De—

zember 1966 (BGBl I, 750) und % 5 der DVD vom 28„ Fe—
bruar 1968 haben zu der hier strittigen Frage keine Än—

derung gebracht. Die Revision der Klägerin war deshalb
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als unbegründet zurückzuweisen°

Die Kostenentscheiduhg beruht auf 5 195 SGG°
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